
Aktenzeichen: 6 AZR 424/95 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 29. Februar 1996
- 6 AZR 424/95 -
Urteil vom 01. Dezember 1994
- 17 Ca 9850/94 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 28. April 1995 
- 6 Sa 11/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Vergütung eines kirchlichen Mitarbeiters

Gesetz:
Art. 3 Abs. 1 GG; Kirchengesetz über die Synode, die Kirchen­
leitung und das Konsistorium der Evangelischen Kirche in Ber­
lin-Brandenburg vom 9. Dezember 1990 (KABl. S. 145) Art. 23 
Abs. 3? Kirchengesetz über die tarifvertragliche Regelung der 
Rechtsverhältnisse der in einem privatrechtlichen Arbeitsver­
hältnis beschäftigten Mitarbeiter in der Evangelischen Kirche 
Berlin-Brandenburg (Tarifvertragsordnung - TVO) vom 16. De­
zember 1991 (KABl. S. 162) §§ 1, 3; Tarifvertrag für die 
hauptberuflichen Mitarbeiter in der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg (Berlin-West) - KMTH-EKiBB (BlnW) i.d.F. 
des 4. Änderungstarifvertrags vom 12. Dezember 1990 §§ 1, 86, 
95; Tarifvertrag für -kirchliche Mitarbeiter in der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Brandenburg - KMT - vom 27. April 1993 
§§ 1, 26, 86, 100, 101; Vergütungs- und Lohntarifvertrag 
Nr. 1 zum KMT vom 27. April 1993 Teil W; Vergütungs- und 
Lohntarifvertrag Nr. 2 zum KMT vom 29. Juni 1994 Teil W; Zu­
satzvereinbarung zum KMT vom 2.7. April 1993 § 1; Tarifvertrag 
betreffend die Zusatzvereinbarung zum KMT vom 27. April 1993 
vom 29. September 1993 § 2 >

Leitsatz:
Die Bestimmung des § 2 des Tarifvertrags betreffend die Zu­
satzvereinbarung zum KMT vom 27. April 1993 verstößt gegen 
den Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), soweit sie einem 
Mitarbeiter der Evangelischen Landeskirche Berlin-Brandenburg 
aus der früheren Region Ost, dem auf Dauer ein Arbeitsplatz 
in einem anderen Dienstgebäude seiner Dienststelle zugewiesen 
wird, das im Gebiet der früheren Region West liegt, nur An­
spruch auf eine Zulage zugesteht, durch die die Differenz 
zwischen der Ostvergütung und der höheren Westvergütung nicht 
ausgeglichen wird. Die verfassungskonforme Auslegung der Ta­
rifnorm führt dazu, daß dieser Mitarbeiter Anspruch auf die 
Vergütung hat, die für entsprechende Mitarbeiter der früheren 
Region West tarifvertraglich vereinbart ist.
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Im Namen des Volkes!

6 AZR 424/95 
6 Sa 11/95 Berlin

Verkündet am 
29. Februar 1996

Urteil
Backes,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachender Geschäftsstelle

pp.
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der münd­
lichen Verhandlung vom 29. Februar 1996 durch den Vizepräsi­
denten Dr. Peifer, die Richter Dr. Freitag und Dr. Armbrü- 
ster sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Steinhäuser und 
Schwarck für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 28. April 
1995 - 6 Sa 11/95 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d ;

Die Parteien streiten darüber, ob sich der Vergütungsan­
spruch der Klägerin seit dem 1. Januar 1992 nach den tarifver­
traglichen Vorschriften für die kirchlichen Mitarbeiter in der 
früheren Region West oder nach den Bestimmungen in der früheren 
Region Ost der beklagten Landeskirche richtet.

Die im ehemaligen Ostberlin wohnende Klägerin war seit dem 
17. Dezember 1979 bei der Berliner Missionsgesellschaft beschäf­
tigt. Die beiden Landeskirchen in Berlin-Brandenburg Region Ost 
und Region West wurden durch Kirchengesetz vom 9. Dezember 1990 
mit Wirkung vom 1. Januar 1991 zusammengeführt. Dieses Kirchenge-

- 3 -

setz bestimmt in Art. 23:
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M

(3) Im übrigen bleibt das zum Zeitpunkt des In­
krafttretens dieses Kirchengesetzes geltende 
kirchliche Recht in seinem bisherigen Geltungsbe­
reich in Kraft. ...

n

Das Arbeitsverhältnis der Klägerin wurde auf das Berliner 
Missionswerk, eine unselbständigen Untergliederung der Beklagten, 
überführt. Dieses verfügt über Dienstgebäude im ehemaligen 
Westberlin und im ehemaligen Ostberlin. Die Klägerin wird seit 
dem 1. September 1991 in dem Dienstgebäude in der Straße
im ehemaligen Westberlin beschäftigt.

In einem formularmäßigen Nachtrag Nr. 4 vom 7. Dezember 1993 
zum Arbeitsvertrag wurde die Klägerin mit Wirkung vom 1. Januar 
1992 in Vergütungsgruppe V c eingruppiert und dieser Zeitpunkt 
als Beginn der fünfjährigen Bewährungszeit für den Bewährungsauf­
stieg in die Vergütungsgruppe V b bezeichnet. Die nicht gestri­
chene Fußnote in diesem Nachtrag verweist auf "Anlage 1 zum Ta­
rifvertrag für hauptberufliche Mitarbeiter in der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West) - KMTH-EKiBB 
(BlnW) -". Dessen § 1 lautet in der Fassung des 4. Änderungsta­
rifvertrages vom 12. Dezember 1990 u.a.:

"Allgemeiner Geltungsbereich
(1) Dieser Tarifvertrag gilt für die in der Evan­
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin 
West) einschließlich ihrer Kirchengemeinden und 
Kirchenkreise sowie ihrer sonstigen Körperschaf­
ten und ihrer Werke hauptberuflich beschäftigten 
Angestellten und Arbeiter.
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Mit Wirkung vom 1. Januar 1992 trat das Kirchengesetz über 
die tarifvertragliche Regelung der Rechtsverhältnisse der in 
einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis beschäftigten Mitarbei­
ter in der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Tarifver­
tragsordnung - TVO) vom 16. November 1991 (KAB1. S. 162) in 
Kraft. Die vorliegend interessierenden Bestimmungen lauten:

" § 1 Tarifvertragliche Regelung der Arbeitsbe­
dingungen
(1) In der Evangelischen Kirche in Berlin-Bran­
denburg werden die Arbeitsbedingungen der in 
einem privatrechtliehen Arbeitsverhältnis be­
schäftigten Mitarbeiter tarifvertraglich gere­
gelt. Die mit den Mitarbeitervereinigungen (Ge­
werkschaften) abgeschlossenen Tarifverträge sind 
für die Kirchengemeinden, ... sowie für deren 
Werke und rechtlich unselbständige Einrichtungen 
verbindliches kirchliches Arbeitsrecht, das auf­
grund arbeitsvertraglicher Vereinbarung auch für 
die Arbeitsverhältnisse der keiner der beteilig­
ten MitarbeiterBereinigungen angehörenden Mitar­beiter gilt ...

(3) Soweit tarifvertragliche Regelungen vorlie­gen, sind diese den Arbeitsverträgen zugrunde zu legen. ...

§ 3 Vorläufige Weitergeltung kirchengesetzlicher 
und sonstiger Regelungen für die Arbeitnehmer in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg
(1) Bis zu einer Regelung gemäß § 1 gelten die 
bisherigen kirchenrechtlichen Bestimmungen für die Arbeitnehmer in der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg weiter. Dies gilt insbesondere 
für die Arbeitsvertragsordnung für Mitarbeiter im 
kirchlichen Dienst vom 28. November 1980 ..., die 
in der sich aus der Anlage zu diesem Kirchen­
gesetz ergebenden Fassung im Gebiet der bisheri­
gen Region Ost vorläufig in Kraft bleibt; die 
Kirchenleitung wird ermächtigt, in der Zeit bis 
zum Inkrafttreten neuer Regelungen gemäß § 1 die 
erforderliche Anpassung dieser Bestimmungen an
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die Entwicklung der Verhältnisse in der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Brandenburg durch Rechts­
verordnung zu beschließen.
(2) Sobald die in Absatz 1 genannten bisherigen 
kirchenrechtlichen Bestimmungen durch tarifver­
tragliche Regelungen ersetzt werden, gelten diese 
als Vertragsinhalt der Arbeitsverträge mit den 
Mitarbeitern in der bisherigen Region Ost. ...

Aufgrund § 3 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 TVO hat die Kirchen­
leitung die Rechtsverordnung zur Regelung der Höhe der Vergütun­
gen und Löhne, des Urlaubsgeldes und der Sozialzuwendung für 
kirchliche Angestellte und Arbeiter(innen) im Bereich der bishe­
rigen Region Ost der Evangelischen Kirchen in Berlin-Brandenburg 
vom 28. August 1992 (fortan: Rechtsverordnung Ost) beschlossen, 
die, soweit hier von Interesse, am 1. Januar 1992 in Kraft getre 
ten ist.

Die Beklagte und der Verband kirchlicher Mitarbeiter Berlin 
Brandenburg e.V. - Gewerkschaft Kirche und Diakonie - sowie die 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft haben den Tarifvertrag für 
kirchliche Mitarbeiter in der Evangelischen Kirche in Berlin- 
Brandenburg - KMT - vom 27. April 1993 vereinbart. Dieser Tarif­
vertrag ist, soweit hier von Interesse, am 1. Januar 1993 in 
Kraft getreten (vgl. § 101 KMT). Gleichzeitig sind die entspre­
chenden Abschnitte und Vorschriften des KMTH-EKiBB (BlnW) außer 
Kraft getreten. § 1 KMT bestimmt:

"Allgemeiner Geltungsbereich
(1) Dieser Tarifvertrag gilt für die in der Evan­
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg beschäf­
tigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Ange-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

stellte und Arbeiter(innen)) - im folgenden als 
Mitarbeiter bezeichnet - der Kirchengemeinden,
... der Landeskirche sowie deren Werke und recht­
lich unselbständigen Einrichtungen. Ausgenommen 
von der Geltung dieses Tarifvertrages sind die in 
§ 3 genannten Mitarbeiter.

(3) Soweit in den nachfolgenden Vorschriften 
nichts anderes bestimmt ist, gelten sie ein­
heitlich für die Mitarbeiter aus den beiden 
früheren, seit dem 1. Januar 1991 wieder mit­
einander vereinigten Regionen der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg. Die Übergangsbe­
stimmungen zu den betroffenen Vorschriften ent­
halten von diesen abweichende vorübergehend gel­
tende Regelungen für Mitarbeiter in der bisheri­
gen Region Ost der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg. ...

Nach § 26 Abs. 4 KMT werden Einzelheiten der Vergütung durch 
besonderen Tarifvertrag vereinbart. Dieser Tarifvertrag über die 
Höhe der Vergütungen und Löhne besteht aus einem Teil W (Vergü­
tung für die Mitarbeiter im Bereich der früheren Region West) und 
entsprechend der Übergangsbestimmung zu § 26 Abs. 4 KMT aus einem 
Teil 0 (Vergütung für die Mitarbeiter im Bereich der früheren Re­
gion Ost) .

Außerdem enthält § 100 KMT folgende Bestimmung:

"Ergänzende Regelung für Sonderfälle
Zu diesem Tarifvertrag wird eine Zusatzvereinba­
rung für die Fälle getroffen, in denen Mitarbei­
ter aus der einen früheren Region einen Arbeits­
platz im Bereich der anderen früheren Region übernommen haben."
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Diese Zusatzvereinbarung wurde ebenfalls am 27. April 1993 
abgeschlossen. In ihrem § 1 Abs. 3 Satz 1 heißt es:

"Ist eine landeskirchliche Dienststelle in mehre­
ren Dienstgebäuden untergebracht, die teils im 
Gebiet der früheren Region Ost, teils im Gebiet 
der früheren Region West liegen, hat die nach­
trägliche Zuweisung eines Arbeitsplatzes in einem 
anderen Dienstgebäude auch dann keinen Einfluß 
auf das anzuwendende - vorübergehend regional un­
terschiedliche - Tarifrecht, wenn dieses Dienst­
gebäude, in dem der Mitarbeiter seine Beschäfti­
gung fortsetzt, in der anderen früheren Region 
1iegt. ..."

Im Hinblick auf das Urteil des erkennenden Senats vom 
30. Juli 1992 (- 6 AZR 11/92 -) kündigte die Arbeitnehmerseite 
diese Zusatzvereinbarung noch am 27. April 1993 zum 31. Mai 1993 
Durch Tarifvertrag vom 29. September 1993 wurde aber die Zusatz­
vereinbarung mit Wirkung vom 1. Juni 1993 wieder in Kraft ge­
setzt. § 2 dieses Tarifvertrags lautet:

"Die in § 1 Abs. 3 der Zusatzvereinbarung genann­
ten Mitarbeiter (innen) erhalten, wenn sich ihre 
Bezüge nach den besonderen Tabellen und Vergü­
tungssätzen im Sinne der Übergangsbestimmung zu 
§ 26 Abs. 4 KMT in Verbindung mit dem Teil 0 des 
Vergütungs- und Lohntarifvertrages Nr. 1 vom 
27. April 1993 oder des an seine Stelle tretenden 
künftigen Vergütungs- und Lohntarifvertrages be­
messen, eine Zulage in Höhe der Hälfte der Diffe­
renz zwischen den jeweiligen Beträgen des Ortszu­schlags der Stufe 1 nach dem Teil 0 und nach dem 
Teil W des Vergütungs- und Lohntarifvertrages.

Die Klägerin machte im 3. Quartal 1992 schriftlich einen An 
Spruch auf Vergütung nach dem KMTH-EKiBB (BlnW) geltend. Die Be­
klagte lehnte diesen Anspruch der Klägerin mit Schreiben vom 
29. Oktober 1992 ab.
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Für die Geltendmachung von Ansprüchen bestimmt § 86 KMTH- 
EKiBB (BlnW):

"AusSchlußfristen
(1) Ansprüche aus dem Arbeitsvertrag müssen in­
nerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht wer­
den. Die Frist beginnt jedoch frühestens mit der 
Aushändigung des Arbeitsvertrages oder des Nach­
trages zum Arbeitsvertrag. ...
(2) Für den gleichen Tatbestand reicht die einma­
lige Geltendmachung der Ansprüche aus, um die 
Ausschlußfrist auch für später fällig werdende 
Ansprüche unwirksam zu machen."

§ 86 KMT vom 27. April 1993 enthält eine hinsichtlich Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und der Maßgeblichkeit der Aushändigung des Ar- 
beitsvärtrags wortgleiche Regelung der Ausschlußfristen.

Die Klägerin, die nicht Mitglied einer der an den genannten 
Tarifverträgen beteiligten Gewerkschaften ist, hat die Auffassung 
vertreten, sie habe bereits aufgrund des Nachtrags Nr. 4 zu ihrem 
Arbeitsvertrag einen Anspruch auf Vergütung nach dem KMTH-EKiBB 
(BlnW). Es sei auch sachlich nicht gerechtfertigt und damit will­
kürlich, daß die Tarifbestimmungen eine Ungleichbehandlung von 
Arbeitnehmern nach räumlicher Herkunft zuließen. Im kirchlichen 
Bereich könne nichts anderes gelten als im öffentlichen Dienst. 
Auch dort müsse bei einer dauernden Beschäftigung im Westteil 
Berlins "Westvergütung" gezahlt werden. Ihr Anspruch ergebe sich 
auch aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Eine neu eingestellte, 
ebenfalls wie sie im ehemaligen Ostberlin wohnende Kollegin er­
halte "Westvergütung".
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Die Klägerin hat beantragt

9 -

festzustellen, daß sie
1. für den Zeitraum vom 1. Januar 1992 bis zum 

31. Dezember 1992 nach den vergütungsrechtli­
chen Bestimmungen des Tarifvertrages für 
hauptberufliche Mitarbeiter in der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin- 
West) - KMTH-EKiBB - zu vergüten gewesen sei,

2. für den Zeitraumvom 1. Januar 1993 bis zum 
30. Juni 1994 nach den Bestimmungen des Teils 
W des Vergütungs- und Lohntarifvertrages Nr. 1 
zum Tarifvertrag für kirchliche Mitarbeiter in 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
(KMT) vom 27. April 1993 zu vergüten gewesen 
sei,

3. für den Zeitraum seit dem 1. Juli 1994 nach 
den Bestimmungen des Teils W des Vergütungs­
und Lohntarifvertrages Nr. 2 zum KMT vom
29. Juni 1994 zu vergüten sei.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, das Arbeitsverhältnis richte sich nach den Bestimmun­
gen der TVO vom 16. November 1991 und der tarifvertraglichen Zu­
satzvereinbarung vom 27. April 1993. Deshalb stehe der Klägerin 
der erhobene Anspruch nicht zu. Mit der Zusatzvereinbarung sei 
gerade beabsichtigt gewesen, eine Ungleichbehandlung unter den 
Mitarbeitern aus dem Beitrittsgebiet zu vermeiden. Der Fall der 
von der Klägerin namentlich bezeichneten Kollegin sei ein 
Sonderfall, auf den die Klägerin sich nicht berufen könne.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des Ar­
beitsgerichts abgeändert und der Klage stattgegeben. Mit der zu-

10
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gelassenen Revision verfolgt die Beklagte weiterhin ihren Antrag 
auf Klageabweisung. Die Klägerin bittet, die Revision zurückzu­
weisen .

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  s

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht hat das Landesar­
beitsgericht der Klage stattgegeben.

I. Die Klägerin hat gegen die Beklagte für den Zeitraum vom 
1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 1992 einen Anspruch auf Ver­
gütung nach dem KMTH-EKiBB (BlnW) und ab dem 1. Januar 1993 einen 
Anspruch auf Vergütung nach den Bestimmungen des jeweiligen Teils 
W der Vergütungs- und Lohntarifverträge zum KMT.

1. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet für das Jahr 
1992 der KMTH-EKiBB (BlnW) Anwendung.

a) Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die 
fehlende Tarifgebundenheit der Klägerin unerheblich ist und es 
darauf, ob der Nachtrag Nr. 4 zum Arbeitsvertrag einen einzelver­
traglichen Anspruch der Klägerin begründen würde, nicht ankommt. 
Die Anwendung des KMTH-EKiBB (BlnW) ergibt sich axis § 1 Abs. 3 
Satz 1 TVO vom 16. November 1991 i. V. m. dem ArbeiLsvertrag der
Parteien.
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Die Beklagte hat in der am 1. Januar 1992 in Kraft getrete­
nen TVO vom 16. November 1991, die die TVO vom 18. November 1979 
abgelöst hat, und damit durch Kirchengesetz, bestimmt, daß die 
Arbeitsbedingungen der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter 
tarifvertraglich geregelt werden (§ 1 Abs. 1 Satz 1 TVO). Auf­
grund dieser kirchengesetzlichen Regelung galt für das Arbeits­
verhältnis der Klägerin ab 1. Januar 1992 der KMTH-EKiBB (BlnW). 
Dieser wurde erst mit Ablauf des 31. Dezember 1992 durch den KMT 
abgelöst. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß 
die Beklagte durch die kirchengesetzliche Bestimmung in § 1 
Abs. 1 Satz 2 TVO eine Bindung eingegangen ist, die sie ver­
pflichtete, die tarifvertraglichen Regelungen des KMTH-EKiBB 
(BlnW) auf das Arbeitsverhältnis mit der nicht tarifgebundenen 
Klägerin anzuwenden.

b) Nach § 1 Abs. 1 KMTH-EKiBB (BlnW) galt dieser Tarifvertrag 
für die in der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin 
West) einschließlich ihrer Kirchengemeinden ... und ihrer Werke 
hauptberuflich beschäftigten Angestellten und Arbeiter. Diese 
Voraussetzungen erfüllte die Klägerin.

aa) Die Klägerin war seit September 1991 beim Berliner Missions­
werk, einer unselbständigen Untergliederung der Beklagten, im 
Westteil Berlins hauptberuflich beschäftigt. Ihr Arbeitsplatz 
befand sich somit seit diesem Zeitpunkt im räumlichen Geltungsbe­
reich des KMTH-EKiBB (BlnW).
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bb) Entgegen der Auffassung der Beklagten fand im Jahr 1992 auf 
das Arbeitsverhältnis der Parteien nicht die Rechtsverordnung Ost 
vom 28. August 1992 Anwendung.

Zu Unrecht hat das Arbeitsgericht gemeint, der KMTH-EKiBB 
(BlnW) habe nur Arbeitnehmer erfaßt, "die schon immer im Westteil 
Berlins gearbeitet haben" und dies mit dem Hinweis auf Art. 23 
Abs. 3 des Kirchengesetzes vom 9. Dezember 1990 und des § 3 TVO 
begründet. In der erstgenannten Bestimmung ist geregelt, daß das 
bisher geltende kirchliche Recht in seinem Geltungsbereich in 
Kraft bleibt. Die andere Vorschrift bestimmt die vorläufige Wei­
tergeltung der bisherigen Regelungswerke in den Gebieten der je­
weiligen Regionen. Beide Bestimmungen legen aber nicht fest, wel­
ches ' Regelungswerk gilt, wenn ein Arbeitnehmer aus der einen Re­
gion einen Arbeitsplatz in der anderen übernommen hat.

Das Arbeitsverhältnis der Klägerin fällt seit dem 1. Septem­
ber 1991 nicht mehr in den Geltungsbereich der späteren Rechts­
verordnung Ost. Die Anwendung dieser Rechtsverordnung auf das 
Arbeitsverhältnis der schon damals auf Dauer im räumlichen 
Geltungsbereich des KMTH-EKiBB (BlnW) beschäftigten Klägerin 
verstieße gegen den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG). Die Klägerin würde allein deshalb anders 
behandelt als die übrigen Arbeitnehmer, für die dieser Tarifver­
trag galt, weil sie vorher im Beitrittsgebiet beschäftigt wurde. 
Dafür gibt es entgegen der Auffassung der Beklagten keinen sach-
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lieh einleuchtenden Grund. Insoweit verweist der Senat zur Ver­
meidung von Wiederholungen auf seine hier entsprechend geltenden 
Ausführungen im Urteil vom 30. Juli 1992 (BAGE 71, 68, 74 f. = AP 
Nr. 1 zu § 1 TVAng Bundespost, zu B II 3 b der Gründe).

c) Entgegen der Auffassung der Beklagten ist der Anspruch der 
Klägerin für das Jahr 1992 nicht verfallen.

Nach der nicht gekündigten Vorschrift des § 86 Abs. 1 KMTH- 
EKiBB (BlnW) begann die sechsmonatige Ausschlußfrist frühestens 
mit der Aushändigung des Arbeitsvertrages oder des Nachtrags zum 
Arbeitsvertrag zu laufen. Daß der Klägerin ein schriftlicher Ar­
beitsvertrag ausgehändigt wurde, wird von der Beklagten weder be­
hauptet noch ist dies sonst den Feststellungen zu entnehmen. Den 
Nachtrag Nr. 4 hat die Klägerin erst am 7. Dezember 1993 erhal­
ten. Die Klageerhebung am 24. März 1994 war somit rechtzeitig.

2. Ab dem 1. Januar 1993 hat die Klägerin gegen die Beklagte 
einen Anspruch auf Vergütung nach den Bestimmungen des Teils W 
des Vergütungs- und Lohntarifvertrags Nr. 1 und ab dem 1. Juli 
1994 nach den Bestimmungen des Teils W des Vergütungs- und Lohn­
tarifvertrags Nr. 2 zum KMT. Aus § 1 Abs. 3 Satz 1 der Zusatzver­
einbarung zum KMT vom 27. April 1993 folgt nichts anderes. Dies 
ergibt die verfassungskonforme Auslegung des § 2 des diese Zu­
satzvereinbarung betreffenden Tarifvertrags vom 29. September
1993.
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a) Seit dem 1. Januar 1993 findet der in diesem Zeitpunkt in 
Kraft getretene KMT vom 27. April 1993 Anwendung, der den KMTH- 
EKiBB (BlnW) abgelöst hat. Dies ergibt sich aus der kirchenge­
setzlichen Regelung des § 1 Abs. 3 Satz 1 TVO vom 16. November 
1991.

b) Das Arbeitsverhältnis der Parteien unterfällt dem Geltungs­
bereich des KMT (§ 1 Abs. 1 Satz 1). Die Klägerin ist beim Berli­
ner Missionswerk, einer rechtlich unselbständigen Einrichtung der 
Beklagten, als Angestellte beschäftigt.

Nach § 1 Abs. 3 KMT gelten die Vorschriften des Tarifver­
trags einheitlich für die Mitarbeiter beider früheren Regionen, 
soweit nicht einzelne Bestimmungen für die Mitarbeiter der frühe­
ren Region Ost Übergangsvorschriften enthalten. Da die Klägerin 
seit September 1991 im Bereich der früheren Region West beschäf­
tigt ist, gelten die abweichenden Übergangsbestimmungen für Mit­
arbeiter der bisherigen Region Ost für sie nicht. Sie hat daher 
Anspruch auf Vergütung nach Teil W der Vergütungs- und Lohntarif­
verträge Nr. 1 und Nr. 2 zum KMT.

c) Die nach § 26 Abs. 4 KMT ergangene Übergangsbestimmung steht 
dem Anspruch der Klägerin auf Vergütung nach Teil W der Vergü­
tungs- und Lohntarifverträge nicht entgegen. Sie gilt für die 
Klägerin nicht. In dieser Übergangsbestimmung ist vereinbart, daß 
für Mitarbeiter im Bereich der früheren Region Ost der Evangeli­
schen Kirche in Berlin-Brandenburg bis zur Vereinheitlichung der
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Vergütungs- und Lohnbeträge besondere Tabellen und Vergütungssät­
ze, die ebenfalls tarifvertraglich vereinbart werden, gelten. Die 
dort geregelten Vergütungssätze sind niedriger als die Vergütung 
nach Teil W der genannten Tarifverträge.

Die Übergangsbestimmung knüpft in ihrem Wortlaut ("für Mit­
arbeiter im Bereich der früheren Region Ost") an eine Beschäfti­
gung im Gebiet der früheren Region Ost an. Die Klägerin ist aber 
seit September 1991 im Bereich der früheren Region West beschäf­
tigt. Diese Wortlautauslegung entspricht dem Willen der Tarifver­
tragsparteien. Dies ist aus § 100 KMT zu schließen. Diese Bestim­
mung sieht eine Zusatzvereinbarung für die Fälle vor, in denen 
Mitarbeiter aus der einen früheren Region einen Arbeitsplatz im 
Bereich der anderen früheren Region übernommen haben. Dies zeigt, 
daß der Fall der Klägerin von der Übergangsbestimmung nicht er­
faßt wird. Andernfalls hätte es der Regelung in § 100 KMT nicht 
bedurft.

d) Die auf dieser Bestimmung beruhende Zusatzvereinbarung vom 
27. April 1993 führt nicht zu einem anderen Ergebnis. Dies gilt 
nicht nur für die von der Arbeitnehmerseite sogleich wieder ge­
kündigte ursprüngliche Fassung, nach der das Überwechseln eines 
Arbeitnehmers in eine andere Region vergütungsrechtlich unerheb­
lich sein sollte, sondern auch für die mit Wirkung vom 1. Juni 
1993 in Kraft gesetzte endgültige Fassung der Zusatzvereinbarung, 
die in Fällen wie dem vorliegenden einen Anspruch auf eine die 
Vergütungsdifferenz nicht ausgleichende Zulage begründet.

Ifi.
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§ 2 des Tarifvertrags betreffend die Zusatzvereinbarung, der 
diese Zulage für die in § 1 Abs. 3 Satz 1 der Zusatzvereinbarung 
geregelten Tatbestände vorsieht, ist verfassungskonform dahinge­
hend auszulegen, daß allenfalls Fälle zeitlich befristeter, aus 
besonderem Anlaß (z. B. Erprobung, Fortbildung) erfolgter nach­
träglicher Zuweisung eines Arbeitsplatzes in einem anderen in der 
früheren Region West gelegenen Dienstgebäude erfaßt werden, nicht 
dagegen Fälle, in denen ein Arbeitnehmer, wie nach den bindenden 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts die Klägerin, auf nicht 
absehbare Zeit in einem in der früheren Region West gelegenen 
Dienstgebäude beschäftigt ist. Andernfalls verstieße § 2 des Ta­
rifvertrags betreffend die Zusatzvereinbarung gegen Art. 3 Abs. 1 
GG.

aa) Machen die Kirchen von der auch ihnen zustehenden Tarifauto- 
nomie Gebrauch, so sind sie als Tarifvertragsparteien an die 
Grundrechte gebunden. Das Bundesarbeitsgericht hat in ständiger 
Rechtsprechung angenommen, daß die Kirchen das Grundgesetz und 
die für alle geltenden Gesetze zu beachten haben, wenn sie sich 
zur Regelung ihrer Angelegenheiten in weltlicher Weise weltlicher 
Mittel bedienen, wie es beispielsweise beim Abschluß arbeits­
rechtlicher Vereinbarungen der Fall ist (BAGE 30, 247, 252 f. =
AP Nr. 2 zu Art. 140 GG , zu A 3 der Gründe; siehe auch von 
Mangoldt/Klein/von Campenhausen, GG, 3. Aufl., Art. 140 Rz 134).

Die Tarifvertragsparteien haben im Rahmen der ihnen durch 
Art. 9 Abs. 3 GG eingeräumten Tarifautonomie die Befugnis, für
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ihre Mitglieder die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu re­
geln. Hierbei steht ihnen zwar grundsätzlich ein weiter Rege­
lungsspielraum zur Verfügung. Gleichwohl bestehen bei der tarif­
lichen Normsetzung verfassungsrechtliche Grenzen der Regelungsbe­
fugnis. Die Tarifvertragsparteien haben insbesondere Art. 3 GG zu 
beachten, der es verbietet, in einem Tarifvertrag gleiche Sach­
verhalte unterschiedlich zu behandeln (BAGE 71, 68, 73 = AP, aaO, 
zu B II 3 a aa der Gründe, m.w.N.). Eine gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
verstoßende Ungleichbehandlung ist anzunehmen, wenn sich für die 
vorgenommene Differenzierung ein vernünftiger, aus der Natur der 
Sache sich ergebender oder sonstwie einleuchtender Grund nicht 
finden läßt, wenn also für eine am Gerechtigkeitsgedanken orien­
tierte Betrachtungsweise die Regelung als willkürlich anzusehen 
ist (BVerfGE 1, 14, 52). Die Tarifvertragsparteien haben weitge­
hende Gestaltungsfreiheit. Sie brauchen nicht die zweckmäßigste, 
vernünftigste und gerechteste Lösung zu wählen. Es genügt viel­
mehr, wenn sich für die getroffene Regelung ein sachlich vertret­
barer Grund ergibt (BVerfGE 3, 58, 135).

bb) Eine Ungleichbehandlung zu Lasten der Klägerin ist gegeben, 
und war auch, wenn man die abmildernde Regelung in der wieder in 
Kraft gesetzten Fassung der Zusatzvereinbarung berücksichtigt. 
Auch dann erhält die in der früheren Region West arbeitende 
Klägerin eine niedrigere Vergütung als die im gleichen Dienst­
gebäude beschäftigten Kollegen, deren Arbeitsplatz sich schon 
vorher dort befand. Durch die Zulagengewährung nach § 2 des Ta­
rifvertrags vom 29. September 1993 ist das "Sonderopfer" der 
Klägerin, wie das Berufungsgericht zutreffend bemerkt hat, nur
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gemildert, nicht aber beseitigt worden. Ein sachlicher vertretba­
rer Grund für diese ungleiche Behandlung ist nicht erkennbar.
Auch hier kann der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen auf 
seine Ausführungen im Urteil vom 30. Juli 1992 (BAGE 71, 68, 76 
f. = AP, aaO, zu B II 3 b cc der Gründe) verweisen.

cc) § 2 des Tarifvertrags betreffend die Zusatzvereinbarung ist 
verfassungskonform dahin auszulegen, daß er für Fälle wie den 
vorliegenden, in denen der Arbeitsplatz dauerhaft in ein Dienst­
gebäude in der ehemaligen Region West verlegt worden ist, nicht 
gilt.

Eine Bestimmung ist nur dann verfassungswidrig und deshalb 
ungültig, wenn sie nicht verfassungskonform ausgelegt werden 
kann. Eine solche Auslegung ist allerdings nur möglich, wenn sie 
sich nicht über die Grenzen hinwegsetzt, die sich aus dem mögli­
chen Wortsinn, dem Zweck und dem BedeutungsZusammenhang der Norm 
ergeben (Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 6. Aufl., 
S. 339 bis 343). Diese Voraussetzungen liegen vor.

Aus § 1 Abs. 2 Satz 1 der Zusatzvereinbarung ergibt sich, 
daß Mitarbeiter, die von einem Arbeitgeber in der früheren Region 
Ost eingestellt und beschäftigt wurden und ab einem späteren 
Zeitpunkt im Bereich der früheren Region West beschäftigt werden, 
sich nur dann mit "Ostvergütung" begnügen müssen, wenn es sich um 
einen vorübergehenden "Westeinsatz" handelt. Hieraus folgt, daß 
bei nicht absehbarer Dauer der Beschäftigung in diesen Fällen,

, i  n
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die sich von denen des Absatzes 3 dadurch unterscheiden, daß die 
Beschäftigung in der ehemaligen Region West nicht in einem 
Dienstgebäude derselben Dienststelle stattfindet, "Westvergütung" 
zu zahlen ist. Nichts anderes kann für den Anwendungsbereich des 
§ 1 Abs. 3 Satz 1 .der ..Zusatzvereinbarung gelten. Auch diese 
Bestimmung ist daher verfassungskonform dahin auszulegen, daß bei 
dauerndem Einsatz “in der ehemaligen Region West die dort geltende 
Vergütungsregelung anzuwenden ist. Eine unterschiedliche Höhe der 
Vergütung läßt sich-allenfalls dann rechtfertigen, wenn mit einer 
nur vorübergehenden Beschäftigung bestimmte Zwecke verfolgt 
werden, z. B. Einarbeitung, Fortbildung. Der Senat verweist 
insoweit auf seine bisherige Rechtsprechung, wo er dies als 
rechtlich zulässig in Erwägung gezogen, jedoch noch nicht 
abschließend entschieden hat (vgl. BAGE 68, 71, 78 = AP, aaO, zu 
B II 3 b dd der Gründe a.E., und BAG Urteil vom 1. Juni 1995 
- 6 AZR 922/94 - AP Nr. 5 zu § 1 BAT-O, zu II 2 c der Gründe, 
auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen). 
Auch der vorliegende Fall veranlaßt nicht zu einer abschließenden 
Stellungnahme.

e) Die Beklagte kann sich auch hier nicht auf den Verfall des 
Anspruchs berufen. Nach § 86 KMT reicht die einmalige Geltendma­
chung der Ansprüche, die im 3. Quartal 1992 erfolgt ist, für den 
gleichen Tatbestand aus, um die Ausschlußfrist auch für später 
fällig werdende Ansprüche unwirksam zu machen.
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II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO

Dr. Peifer Richter Dr. Freitag befindet Dr.
sich im Erholungsurlaub und 
kann daher nicht unterzeichnen.

Dr. Peifer

Steinhäuser Schwarck

Armbrüster
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